
Heilung

Eine Ablehnungsentscheidung wegen Fristversäumnis/
Unvollständigkeit des Antrags bei Fristende ist nicht eben 
selten und kaum zu reparieren. Denn ein Antrag auf Frist-
verlängerung ist ebenso wie eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (§ 32 VwVfG) ausgeschlossen; auch eine un-
verschuldete Fristversäumung ist nicht nachholbar. 

Nur in zwei Fällen lässt das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle im Einklang mit der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts auf besonderen Antrag 
hin Ausnahmen zu (sog. Nachsichtgewährung): Höhere 
Gewalt oder Verschulden der Behörde. Beide Fälle sind 
fast nie einschlägig, sodass es bei der Überprüfung durch 
die Verwaltungsgerichte fast immer bei einer Ablehnung 
bleibt. Die Ablehnung bedeutet für das Unternehmen häu-
fig hohe Verluste.

Die Mandanten sollten auf diese 

Möglichkeit einer Vorprüfung zur 

Vermeidung von Haftungsrisiken 

spätestens gegen Ende des Vor- 

jahres … der Antragstellung hin- 

gewiesen werden. 

«

Anforderung der Rechtsprechung an  
Risikominimierung

Sowohl beim Wirtschaftsprüfer als auch beim Mandan-
ten/Antragsteller ist die Anwendung des Vier-Augen-Prin-
zips in Bezug auf die Antragstellung zwingend erfor-
derlich. Alle notwendigen Unterlagen sind mit genauer 
Dateibezeichnung und inhaltlichem Kurzhinweis in eine 
Dokumentenliste aufzunehmen und zu nummerieren. Die 
ausgedruckten Dokumente sind vor dem Hochladen auf 
das Portal und danach vom Antragsteller auf Vollstän-
digkeit zu überprüfen. Die Übereinstimmungsprüfung ist 
von einer zweiten Person (Chefsache, mindestens Proku-
rist) sehr sorgfältig zu kontrollieren. Beide Prüfungen zur 
Antragsvollständigkeit sind zu dokumentieren und (zu-
nächst) für den internen Gebrauch im Unternehmen mit 
Abschlussdatum/Uhrzeit zu unterschreiben. Werden das 
Vier-Augen-Prinzip oder eine gleichwertige andere orga-
nisatorische Maßnahme nicht beachtet oder kann eine 
sorgfältige Organisation der Antragstellung nicht ge-
richtsfest nachgewiesen werden, hat ein Antrag auf Nach-
sichtgewährung wenig Aussicht auf Erfolg, weil dann evtl. 
vorliegende höhere Gewalt oder Behördenverschulden 
wegen eines vom Mandanten zu vertretenden Organisa-
tionsverschuldens überkompensiert werden.

Weil die Verwaltungsgerichte jede Begrenzung der 
EEG-Umlage als besondere Begünstigung von Unterneh-
men einstufen, ist die Rechtsprechung im Regelfall rest-
riktiv und wenig unternehmerfreundlich, wenn eine Ableh-
nungsentscheidung vorliegt. 

Zur Verminderung von Haftungsrisiken empfehlen wir, bei 
Bearbeitung von Mandatsaufträgen zum EEG die Einhal-
tung der Vorfrist bis zum 15.05. in Erwägung zu ziehen, 
um von einer Vollständigkeitsprüfung von Amts wegen zu 
profitieren.
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Hinweispflicht bei Verbleib in der 
privaten Krankenversicherung

Aufgrund einer Vielzahl aktueller Gerichtsentscheidungen zum Inhalt 

der Prüfungspflichten im Lohnbuchhaltungsmandat und dem damit 

verbundenen Umfang der sozialversicherungsrechtlichen Beratungs-

pflichten besteht eine gewisse Rechtsunsicherheit im Berufsstand. 

Der hier vorgestellte Beschluss des OLG Düsseldorf vom 04.04.2019, 

I-23 U 197/18, zum Verbleib in der privaten Krankenversicherung zeigt, 

wie sich Steuerberater in vergleichbaren Fällen verhalten sollten,  

um Haftungsrisiken zu vermeiden.

Eine ärztliche Gemeinschaftspraxis stellte eine neue Ärz-
tin zu einem Jahresgehalt ein, das unterhalb der Befrei-
ungsgrenze für die gesetzliche Krankenversicherungs-
pflicht lag. Dem Steuerberater wurde zur Durchführung 
der Lohnbuchhaltung ein Einstellungsfragebogen für 
neue Mitarbeiter überlassen, in dem ein privater Kran-
kenversicherer aufgeführt wurde. Im Gerichtsverfahren 
war streitig, ob und mit welchem Inhalt der Steuerberater 
auf die rechtlich vorgeschriebene Anmeldung zur gesetz-
lichen Krankenversicherung hingewiesen hatte. Die ange-
stellte Ärztin blieb in der privaten Krankenversicherung. 
Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung wurden nicht abgeführt. Nach einer Betriebsprüfung 
kam es zu einer Nachforderung der Sozialversicherungs-
beiträge durch die Deutsche Rentenversicherung in Höhe 
von ca. 25.000 €, inklusive der Säumniszuschläge. 

Das Gericht ging nach der Beweis- 

aufnahme davon aus, dass der 

Steuerberater eine Mitinhaberin 

der Arztpraxis auf das Erforder-

nis eines Befreiungsbescheids 

hingewiesen hatte, … . Diese 

Anforderung der Unterlagen sei 

ausreichend gewesen und musste 

nicht mit einem ausführlichen 

Hinweis auf mögliche Rechtsfol-

gen verbunden werden. 

«
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BEFREIUNGS- 
BESCHEID!

Behandlungs- 
zimmer  

1

Hinweis auf erforderlichen Befreiungsbescheid

Die Schadenersatzklage des Mandanten wurde vom LG 
Duisburg mit Urteil vom 08.11.2018, 11 O 133/17, abge-
wiesen. Das Gericht ging nach der Beweisaufnahme da-
von aus, dass der Steuerberater eine Mitinhaberin der 
Arztpraxis auf das Erfordernis eines Befreiungsbescheids 
hingewiesen hatte, die ihm gegenüber zugesagt hatte, die 
erforderlichen Unterlagen zu übersenden. 

Diese Anforderung der Unterlagen sei ausreichend ge-
wesen und musste nicht mit einem ausführlichen Hin-
weis auf mögliche Rechtsfolgen verbunden werden. Die 
grundsätzliche Verpflichtung eines Arbeitgebers, für 
seine Arbeitnehmer Sozialversicherungsabgaben an die 
Krankenkasse abzuführen und die Existenz von Jah-
resbemessungsgrenzen, bei deren Unterschreiten nur 
ausnahmsweise von der Zahlung an die gesetzliche 
Krankenkasse abgesehen werden kann, gehöre zum All-
gemeinwissen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
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Es komme nicht darauf an, dass die Frage der Versicherungspflicht der Arbeitnehmerin 

von dem Steuerberater nicht nochmals aufgegriffen worden sei. Zur „Nachverfolgung“ 

wäre der Steuerberater nicht verpflichtet und er müsse auch nicht darauf drängen,  

dass ihm ein Befreiungsbescheid vorgelegt wird. 

«

Die Praxismitinhaberin hätte aus dem Hinweis auf die 
in diesem Zusammenhang fehlenden Unterlagen den 
Schluss ziehen müssen, diese seien für die Erfüllung der 
Arbeitgeberpflichten bei der Abführung der gesetzlichen 
Abgaben von großer Relevanz. Weitergehende Erklärun-
gen oder Hinweise des Steuerberaters bedurfte es daher 
nicht.

Keine Pflicht zur Nachverfolgung des Befreiungsbe-
scheids

Das OLG Düsseldorf bestätigt dies und führt ergänzend 
aus, dass der Steuerberater keine sozialversicherungs-
rechtliche Beratung schuldete, sondern nur mit der Lohn-
buchhaltung betraut worden war. Es komme nicht darauf 
an, dass die Frage der Versicherungspflicht der Arbeit-
nehmerin von dem Steuerberater nicht nochmals aufge-
griffen worden sei. Zur „Nachverfolgung“ wäre der Steuer-
berater nicht verpflichtet und er müsse auch nicht darauf 
drängen, dass ihm ein Befreiungsbescheid vorgelegt wird. 
Für die Lohnbuchhaltung käme es allein darauf an, ob 
die Arbeitnehmerin privat krankenversichert gewesen 
sei. Dies wäre dem Steuerberater mitgeteilt worden und 
er hatte auf Bedenken hingewiesen. Die Verfolgung und 
Auflösung dieser Bedenken konnte er seinen Mandanten 
überlassen.

Keine Verpflichtung zur sozialversicherungsrechtli-
chen Beratung

In dem Zusammenhang ist auch weiterhin die folgende 
obergerichtliche Rechtsprechung zu beachten. Nach dem 
Beschluss des OLG Koblenz vom 13.05.2016, 3 U 167/16 
schuldet der Steuerberater im Rahmen eines ihm er-
teilten Steuerberatungsmandates keine sozialversiche-
rungsrechtliche Beratung (Kraus, WPK Magazin 3/2016, 
52 f.).

Dies gilt aber nach dem bekannten BGH-Urteil vom 
23.09.2004, IX ZR 148/03 (Juris, DStR 2004, 1979 f.), nicht 
uneingeschränkt. Demnach muss der Steuerberater, der 
Lohnabrechnungen besorgt, grundsätzlich auch prüfen, 
ob eine Befreiung von der Versicherungspflicht „in Be-
tracht kommt“, wenn Beiträge nicht abgeführt werden. 
Bei tatsächlichen Unklarheiten oder sozialversicherungs-
rechtlichen Schwierigkeiten, ist dieser aber gehalten, 
Unklarheiten durch Rückfragen beim Mandanten auszu-
räumen oder diesen auf die Einschaltung eines Rechtsan-
waltes zu verweisen. 

Einmaliger Hinweis

In dem hier besprochenen Beschluss reichte dem OLG 
Düsseldorf ein einmaliger Hinweis aus, wobei zum spä-
teren Nachweis auch hier darauf geachtet werden sollte, 
diesen Hinweis schriftlich zu erteilen oder durch einen 
Aktenvermerk zu dokumentieren. Zur Vermeidung von 
Haftungsrisiken ist es jedoch empfehlenswert, es nicht 
bei einem Hinweis zu belassen und eine schriftliche Be-
stätigung des Mandanten einzuholen.
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Der unklare gemeinsame Außenauftritt ist hauptsächlich 
unter den Begriffen Scheinsozietät oder Scheinsozius be-
kannt. Darunter fallen durchaus verschiedene Fallkon- 
stellationen. So kann es z. B. vorkommen, dass überhaupt 
kein Gesellschaftsvertrag besteht, nach außen aber der An-
schein einer Sozietät erweckt wird. Andererseits kann eine 
Sozietät wirklich aufgrund eines Gesellschaftsvertrages 
bestehen, aber es treten Berufsträger nach außen auf, die 
nicht Gesellschafter sind, jedoch den Anschein erwecken. 

Haftung der Scheinsozien / Sozien

In beiden Fällen kann ein Rechtsschein gesetzt sein, der im 
Ergebnis dazu führt, dass die Scheinsozien / Sozien grund-
sätzlich gesamtschuldnerisch und persönlich für ein Man-
dat haften. Denn nur bei Vorliegen besonderer Umstände 
ist von einer Einzelmandatierung auszugehen; regelmäßig 
werden alle Scheinsozien / Sozien verpflichtet.

Kriterien für den Rechtsschein

Ein solcher Rechtsschein wird seitens der Rechtsprechung 
nach der Verkehrsauffassung beurteilt. Es kommt auf die 
Sicht und den Kenntnisstand des steuer-/rechtssuchenden 
Publikums, also der Mandanten, zum Zeitpunkt der Man-
datserteilung an. 

Maßgeblich ist hier zwar immer eine Gesamtschau der Um-
stände des jeweiligen Einzelfalls. Hauptaugenmerke sind 
aber in der Regel Briefbogen, Internetauftritt, E-Mail Sig-
natur, Telefonbucheintrag, Praxisschild, Stempel, Visiten-
karten, Vollmachten, Kanzleibezeichnung, usw. – also am 
Ende alles, was den Außenauftritt gestaltet. 

Insofern hilft es nicht, wenn der Briefbogen zwar eindeutig 
ist, das Mandat aber nur unter Kenntnis des nicht eindeu-
tigen Internetauftritts erteilt wird oder umgekehrt. In der 
Alltagspraxis lässt sich sogar vielfach ein Abweichen der 
Angaben bei den verschiedenen Formen des Außenauftritts 
feststellen. Dies mag oft auch daran liegen, dass z. B. die 
Internetseite einmal erstellt, jedoch nicht regelmäßig ge-
pflegt wird. Im Ergebnis gibt es immer wieder Rechtspre-
chung zu unterschiedlichen Fallgestaltungen. 

In der täglichen Praxis werden immer wieder Umstände bekannt, 

die die wahren Verhältnisse gemeinschaftlicher Berufsausübung 

von Wirtschaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Steuerberatern 

und Rechtsanwälten unklar erscheinen lassen oder sogar falsch 

darstellen. Der Beitrag widmet sich dieser Situation und einigen 

haftungs- und versicherungsrechtlichen Konsequenzen, die sich 

daraus ergeben können.

Haftungs- und versicherungs-

rechtliche Aspekte bei unklarem 
gemeinsamen Außenauftritt
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Der unklare gemeinsame Außenauftritt ist hauptsächlich unter 

den Begriffen Scheinsozietät oder Scheinsozius bekannt. 

«

Bezeichnungen des gemeinsamen Außenauftritts

So wurde bei der einheitlichen namentlichen Nennung 
von Berufsträgern unter der Überschrift „Anwaltsgemein-
schaft“ (vgl. OLG Hamm, NZG 2011, 137) oder „Kanzleige-
meinschaft“ (vgl. OLG Köln, NJW-RR 2004, 279) schon von 
Scheinsozietäten ausgegangen. Auch der häufig verwen-
dete Begriff der „Bürogemeinschaft“ kann aus Sicht eines 
Mandanten zu einem nicht eindeutigen Ergebnis führen (zu-
mindest umstritten; dazu auch OLG Köln, a. a. O., dort aller-
dings nicht entscheidungserheblich). 

Vorsicht ist ebenfalls beim Einsatz von im Ausland mögli-
cherweise weitgehend eindeutig verwendeter Begriffe wie 
„Associate“ oder „Of Counsel“ geboten. Solche Begriffe sind 
deutschen Mandanten im Zweifel nicht klar und können da-
mit einen unbeabsichtigten Rechtsschein setzen.

Hingegen steht der deutliche Hinweis „in Kooperation mit“ 
in der Regel dem Rechtsschein einer Sozietät entgegen 
(vgl. BGH, NJW 2011, 3303; dazu schon Versicherungsstelle 
aktuell 01/2012, 7 f.). Darunter soll nach der Verkehrsauf-
fassung grundsätzlich nur eine wirtschaftliche Zusam-
menarbeit ohne gesellschaftsrechtliche Verbindungen zu 
verstehen sein. Allerdings kann es aufgrund der Einzel-
fallbetrachtung auch hier wieder Grenzfälle geben, die von 
der jeweiligen Darstellung nach außen abhängen (vgl. BGH, 
NJW-RR 2014, 611). 

Sofern die Gefahren einer Scheinsozietät / eines Schein-
sozius nicht aus bestimmten Gründen bewusst in Kauf 
genommen und gesteuert werden (wobei selbstverständ-
lich die jeweiligen berufsrechtlichen Vorgaben einzuhalten 
sind), empfiehlt es sich, für Klarheit im Rechtsverkehr zu 
sorgen. Es bietet sich die deutliche und möglichst in allen 
Bereichen des Außenauftritts einheitliche Kennzeichnung 
der wahren Gesellschaftsverhältnisse und der einzelnen 
Berufsträger mit ihrem wahren Status (z. B. als Angestell-
ter oder freier Mitarbeiter) an. 

§ §

S. Müller  ·  C. Schmidt 
wirtschaftsprüfer 

In Bürogemeinschaft mit 

T. Schneider 
rechtsanwältin  

11



Herausgeber 
VSW – Die Versicherergemeinschaft für 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer

Dotzheimer Straße 23, 65185 Wiesbaden

 

Tel.:	 +49 611 39606-0  

Fax:	 +49 611 39606-67  

E-Mail-Adresse: info@v-s-w.de  

Web: v-s-w.de

vertreten durch den Leiter der VSW,  

Dr. Alexander Schröder, Rechtsanwalt

Redaktion
VSW – Die Versicherergemeinschaft für 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer,

Anschrift wie oben,  

E-Mail-Adresse: redaktion@v-s-w.de; 

Dr. Alexander Schröder, Rechtsanwalt,  

verantwortlich für den Inhalt;  

Josef Pritzen, Rechtsanwalt;  

Stefan Werner, Rechtsanwalt  

(Syndikusrechtsanwalt);

Christoph Richter, Rechtsanwalt

Fachautoren dieser Ausgabe
EEG: Prof. i. R. Dr. Dr. Peter Salje und Re-

daktion; Sozialversicherungsrecht: Martin 

Kreft, Rechtsanwalt; Unklarer gemeinsamer 

Außenauftritt: Redaktion 

Beteiligte der Versicherergemeinschaft
Allianz Versicherungs-AG (führender Versi-

cherer): 42 %; AXA Versicherung AG: 34 %; 

ERGO Versicherung AG: 24 %

Mit der Führung der Geschäfte beauftragt
Allianz Versicherungs-Aktiengesellschaft,  

Königinstraße 28, 80802 München;  

Registergericht: Amtsgericht München 

HRB 75727;

Vorsitzender des Aufsichtsrats:  

Dr. Klaus-Peter Röhler;  

Vorstand:  

Frank Sommerfeld (Vorsitzender),  

Katja de la Viña, Jochen Haug,  

Dr. Jörg Hipp, Aylin Somersan Coqui,  

Dr. Dirk Steingröver, Dr. Dirk Vogler, 

Dr. Rolf Wiswesser 

Aufsichtsbehörde der beteiligten  
Versicherer
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht (BaFin), Bonn

Bezug
Ausschließlich kostenfrei für die Kunden 

und Geschäftspartner der VSW

Design / Satz
Fuenfwerken Design AG  

Wilhelmstraße 30, 65183 Wiesbaden

Druck
AC Medienhaus GmbH  

Ostring 13, 65205 Wiesbaden

Bildrechte
Monika Werneke, Fotostudio Werneke 

(Editorial);

Drazen Zigic, iStockphoto LP (Titel); 

mezzotint_fotolia, Adobe Stock (Dialog); 

kwarkot, Adobe Stock (EEG);

Fuenfwerken Design AG (Illustrationen)

Nutzung
Wir haben sämtliche Beiträge sorgfältig 

erarbeitet und geprüft. Für den Inhalt wird 

jedoch keine Gewähr übernommen.  

Die Beiträge können unsere Beratung für 

Ihren Einzelfall nicht ersetzen. Zur Geneh-

migung der Nutzung eines Beitrags gemäß 

des Urheberrechts können Sie sich gern an 

uns wenden.

Impressum

v-s-w.de

Auswirkungen auf den Versicherungsschutz

Abgesehen von der haftungsrechtlichen Seite haben die zu-
vor beschriebenen Konstellationen in der Regel auch ver-
schiedene Auswirkungen auf den Versicherungsschutz. 

So wird grundsätzlich in § 1 der AVB-WSR 2019 definiert, 
dass Berufsangehörige, die ihren Beruf nach außen hin ge-
meinschaftlich ausüben, Sozien sind und zwar ohne Rück-
sicht darauf, wie ihre vertraglichen Beziehungen unterei-
nander (Innenverhältnis) geregelt sind. Die vertraglichen 
Beziehungen des Innenverhältnisses können z. B. folgende 
sein: Anstellungsverhältnis, freie Mitarbeit, Bürogemein-
schaft, Kooperation, Gesellschaft bürgerlichen Rechts, 
nicht als Berufsgesellschaft anerkannte Partnerschaft. 
Wichtig ist vor diesem Hintergrund die ebenfalls in § 1 der 
AVB-WSR 2019 geregelte Zurechnung, dass in der Person 
eines Sozius gegebene Umstände, die den Versicherungs-
schutz beeinflussen, zulasten aller Sozien gehen. Weite-
re bedeutende versicherungsrechtliche Auswirkungen in 
diesem Zusammenhang ergeben sich zudem aus § 12 der 
AVB-WSR 2019. Nach dieser allgemein üblichen Regelung 
gilt der Versicherungsfall auch nur eines Sozius als Versi-
cherungsfall aller Sozien und der Versicherer tritt für die 
Sozien zusammen mit einer einheitlichen Durchschnitts-
leistung ein.

Letztendlich sollte sich jeder Berufsträger 

den Besonderheiten auf der Haftungs- und 

Versicherungsseite bewusst sein, bevor 

eine Entscheidung getroffen wird, wie die 

gesellschaftsrechtliche Aufstellung und 

insbesondere der zugehörige Außenauftritt 

gestaltet werden. 

«

Die zuvor aufgeführten Regelungen führen u. a. dazu, dass 
sich z. B. Versicherungsausschlüsse, wie die Veruntreuung 
oder die wissentliche Pflichtverletzung, eines Scheinsozius 
oder Sozius zulasten der anderen Scheinsozien/Sozien aus-
wirken. Auch die sogenannte und in § 12 der AVB-WSR 2019 
definierte Durchschnittsleistung kann zu entsprechenden 
Lücken im Versicherungsschutz führen. Im Übrigen können 
sich je nach Fallgestaltung weitere versicherungsrechtliche 
Konsequenzen ergeben. 

Letztendlich sollte sich jeder Berufsträger den Besonder-
heiten auf der Haftungs- und Versicherungsseite bewusst 
sein, bevor eine Entscheidung getroffen wird, wie die gesell-
schaftsrechtliche Aufstellung und insbesondere der zuge-
hörige Außenauftritt gestaltet werden.


